Einbringung des

Rechtsausschusses zum Einführungsgesetz

3. Lesung

5. – 8. Januar 2012 
Verehrte liebe Synodale, 
das jetzt zu beratende und zu beschließende Gesetz hat zwar nicht den Rang der Verfassung und natürlich auch nicht deren weitreichende Bedeutung, sondern beschäftigt sich mehr mit den Niederungen des kirchlichen Alltages vor allem in Amtsstuben und kirchlichen Gremien. Es enthält aber verschiedene Punkte, die in besonderer Weise auf dem Weg zur Evangelisch Lutherischen Kirche in Norddeutschland umstritten waren und vielleicht auch immer noch sind. Es ist aber jetzt nicht mehr der Zeitpunkt an dem Grundfragen des Zusammengehens diskutiert werden können. Wir haben uns mit der zweiten Lesung für bestimmte Fragen endgültig festgelegt. 
Sie haben uns als dem für die Vorlage zur Schlussabstimmung verantwortlichen Ausschuss klare Weisungen gegeben und in bestimmten Bereichen um eine Entscheidung gebeten. Dem haben wir versucht bestmöglich gerecht zu werden. Auch hier beim Einführungsgesetz hat der Rechtsausschuss die Entscheidungen der zweiten Lesung zu Grunde gelegt und sich bemüht, keine nicht vorhersehbaren Änderungen aufzunehmen.
Hinsichtlich der Gestaltung der Vorlage gilt das gleiche, was ich Ihnen bei der Vorlage der Verfassung gesagt habe. Auch hier haben Sie wieder eine Fassung erhalten, in der alle Änderungen durch Unterstreichung und einen Strich am Rand gekennzeichnet sind. In diesem Gesetz ist die Zahl der Änderungen redaktioneller Art sehr hoch. Sehr hoch ist aber auch die Zahl scheinbarer Neuerungen. Wir haben das, was wir für eine inhaltliche Veränderung gegenüber dem bisherigen Wortlaut halten, auch wieder durch eine Schattierung hervorgehoben. Dabei sind wir ebenso wie bei der Verfassung großzügig verfahren, haben also eher einmal mehr schattiert und damit eine Änderung als inhaltliche Änderung gekennzeichnet, die keine ist, um zu vermeiden, dass eine inhaltliche Änderung als nur redaktionell erscheint. 
Selbstverständlich sind wir gern bereit, Ihnen im Rahmen der Einzelaussprache auf Nachfrage jede Änderung zu erläutern und Verständnisprobleme nach Möglichkeit zu beheben. Die Zahl der Änderungen ist hier deshalb so hoch, weil eine Endredaktion erst Sinn machte, nachdem der Verfassungstext im wesentlichen klar war, denn das Gesetz dient ja, soweit nicht weitere selbständige Gesetze enthalten sind, ausschließlich dem Zweck, die Verfassung umzusetzen und die Rechtsnachfolge der neuen Kirche in alle Rechtspositionen der drei nun zusammen zu einer neuen Kirche werdenden bisherigen Kirchen praktisch zu vollziehen.
Die meisten Änderungen im ersten Teil des Gesetzes sind nicht solche des Rechtsausschusses, sondern ergeben sich aus der fortgeschriebenen Verfassung und der inzwischen fortgeführten und verfeinerten Diskussion unter den drei Kirchenleitungen über die praktische Umsetzung des Fusionsprozesses. Bei den in dem Gesetz enthaltenen Einzelgesetzen ergeben sie sich aus einer nochmaligen genauen Überprüfung der Umsetzbarkeit - das gilt insbesondere für das Wahlgesetz für die Erste Landessynode - und den auch hier inzwischen durch die Fortschreibung des Verfassungstextes notwendig gewordenen Folgeänderungen - das gilt insbesondere für die Gemeindeordnung. Sie werden sich erinnern, dass wir Ihnen während der zweiten Lesung bereits eine Endredaktion der Gemeindeordnung als notwendig angekündigt haben, weil wir eine Redaktion dieses umfangreichen Gesetzes vor endgültiger Festlegung des Verfassungstextes nicht für sinnvoll hielten.

Ich werde Ihnen nun die wesentlichen Änderungen jeweils für die verschiedenen Teile des Gesetzes erläutern.

Der erste Teil beschäftigt sich mit der praktischen Umsetzung der Rechtsnachfolge und der in jedem Falle notwendigen Angleichung oder Regelung der Fortgeltung der in den drei Gründungskirchen geltenden Gesetze. Insbesondere für die landeskirchliche Ebene kann auf eine Regelung nicht verzichtet werden. Das ist Ihnen ja alles nicht neu. In der zweiten Lesung haben wir uns ausführlich mit den sich daraus ergebenden dienst- und arbeitsrechtlichen Problemen beschäftigt. Wir alle wissen, dass eine erst nach und nach erfolgende Angleichung der Besoldung und eine zunächst gespaltene Arbeitsrechtsetzung Teil der Geschäftsgrundlage für die Eingehung des Fusionsvertrages war. Sie sollte jetzt nicht mehr in Frage gestellt und diskutiert werden. Darum bitten wir unabhängig davon, wie viel Schmerz und wie viel Kopfzerbrechen dies vielen unter uns gemacht hat und noch macht. Es sei aber auch noch einmal daran erinnert, dass für den Fall, dass die neue Kirche nicht zustande kommt, die entsprechenden Wünsche nach einer Einigung und Übernahme der nordelbischen Rechtslage für Mecklenburg und Pommern auch nicht verwirklicht werden..

Im ersten Teil insbesondere in den § 2 bis 22 werden sehr viele Gesetze zitiert. Die zahlreichen Änderungen in diesen Paragraphen betreffen nur die korrekte Zitierung der jeweiligen Gesetze mit Nennung der jeweils letzten Fassung und die Glättung kleiner sprachlicher Ungenauigkeiten.

Um die Wahl einer neuen Landessynode zu bewerkstelligen braucht man Wahlbeauftragte, die ihre Arbeit möglichst bald aufnehmen können. Dies wird nun durch die neuen Absätze 2 und 3 in § 23 gewährleistet, die ebenso wie einige weitere Paragraphen auch schon vor Pfingsten also vor der Verfassung in Kraft treten sollen, um den Zeitplan bis Herbst 2012 einhalten zu können. Darauf werde ich am Schluss noch einmal zurückkommen.

Schon während der zweiten Lesung war das Thema einer synodalen Kontrolle der Gemeinsamen Kirchenleitung bis zum Zusammentreten der Ersten Landessynode diskutiert worden. Unser Vorschlag ist nun, dem Finanzausschuss der verfassunggebenden Synode die Befugnisse des Finanzausschusses nach der neuen Verfassung bis zur Wahl eines neuen Finanzausschusses zu übertragen. Weitergehende Vorschläge wollte der Rechtsausschuss nicht übernehmen. Er hält dieses hier für notwendig aber auch ausreichend, um eine synodale Kontrolle bei finanzwirksamen Beschlüssen der Gemeinsamen Kirchenleitung zu gewährleisten.
Die folgenden Änderungen sind wiederum rein redaktioneller Art bis § 45. Die Änderungen in § 46 und 47 sind ebenso wie die jetzt noch von der Gemeinsamen Kirchenleitung vorgeschlagene Änderung von § 67 Folge der weiteren Gespräche über die Umsetzung der Fusion und aus Sicht des Rechtsausschusses unproblematisch.

Eine echte Neuerung ist § 48 Abs.2.

Sie werden sich erinnern, dass es bei der zweiten Lesung erhebliche Diskussionen und gewisse Unzufriedenheit mit dem bis dahin für die Pastorinnen und Pastoren vorgeschlagenen Personalprinzip gab. Das bedeutete, dass jeder sein bisheriges Dienstrecht behält, egal wo er in der neuen Kirche eingesetzt wird. Die Folge wäre gewesen, dass in einer Gemeinde unter Umständen zwei Geistliche gemeinsam arbeiten, die jeweils einem unterschiedlichen Dienstrecht unterlegen hätten. Insbesondere für die leitenden Geistlichen hätte dies erhebliche Probleme bereitet, denn sie hätten sich jeweils bei jeder Aufsichtsmaßnahme nach dem jeweils für die betroffene Person geltenden Dienstrecht erkundigen müssen. Der Rechtsausschuss schlägt Ihnen nunmehr im Einvernehmen mit dem Dienstrechtsausschuss vor, zum Territorialprinzip überzugehen, so dass innerhalb eines Aufsichtsbezirkes jeweils einheitliches Dienstrecht gilt.

Das bedeutet, dass für die Pastorinnen und die Pastoren, die in den Kirchenkreisen Mecklenburg und Pommern eingesetzt werden, das jeweils dort bisher geltende Dienstrecht anzuwenden ist. Damit ist jedenfalls eine Ungleichbehandlung innerhalb des gleichen Kirchenkreises vermieden. Das ist nach Auffassung der beteiligten Ausschüsse tragbar, weil ohnehin in Kürze ein einheitliches Dienstrecht in der EKD gelten wird, das allerdings einiger Ausführungs- und Ausfüllungsvorschriften bedarf, so dass es erst in Kraft treten kann, wenn die neue Landessynode ein entsprechendes Umsetzungsgesetz erlassen hat. Das wird im Lauf des Jahres 2013 angestrebt. Die Übergangsperiode mit der Weitergeltung unterschiedlicher Dienstrechte ist also überschaubar. Diese Regelung ist bedeutend klarer und einfacher zu handhaben, als die bisher vorgeschlagene.

Die  Streichung von § 53 Absatz 6 hätte schattiert werden müssen, was bedauerlicherweise von mir übersehen worden ist. Dafür bitte ich um Entschuldigung. Inhaltlich geht es darum, dass bei Beibehaltung dieser Vorschrift eine finanzielle Schlechterstellung bei der Beförderung hätte eintreten können für Beamte aus den Verwaltungen der bisherigen Landeskirchen Mecklenburg und Pommern. Nach Ansicht des Dienstrechtsausschusses sollte dies vermieden werden und es führe auch nicht zu Mehrkosten gegenüber dem bisherigen Zustand. Der Rechtsausschuss hat sich dem angeschlossen.

Die folgenden Änderungen insbesondere die erhebliche Verkürzung und Vereinfachung in§ 56 beruhen auf der Tatsache, dass Mecklenburg und Pommern im November ein gemeinsames Arbeitsrechtsgesetz erlassen haben, also insoweit bereits eine Rechtsvereinheitlichung eingetreten ist und wir es nur noch mit zwei unterschiedlichen und nicht mehr drei unterschiedlichen rechtlichen Regelungen zu tun haben. Das ist sicher ein zu begrüßender Fortschritt. Alle übrigen Änderungen bis zu § 71 sind rein redaktioneller Art. Der Zusatz von Absatz 4 in § 67 hat rein verwaltungsinterne Bedeutung.

Die Streichung des 10.Abschnittes bedeutet keine inhaltliche Änderung, sondern dient nur der Systematik Die Vorschriften sind als „ Schlussbestimmungen“ richtigerweise an das Ende des Gesetzes als Teil 6 des Gesetzes gestellt worden. Die bisherige Stellung war Folge der Entstehungsgeschichte des Gesetzes.
Die Änderungen in Teil 2 des Gesetzes also dem Wahlgesetz für die Erste Landessynode sind für Kenner des Wahlrechtes eigentlich weitgehend selbsterklärlich. Teilweise ergeben sie sich aus der Entscheidung in der zweiten Lesung für eine Wahlversammlung für die Wahl der Dienst- und Werkesynodalen. Ich denke, dass es wenig Sinn macht die Änderungen, die sich mit sehr detaillierten Fragen beschäftigen und sich nicht generalisierend beschreiben lassen hier im Einzelnen zu erläutern. Der Rechtsausschuss ist  überzeugt, dass mit diesen Änderungen die Absichten des Gesetzgebers besser und präziser erreicht werden, als mit den bisherigen Formulierungen. Alle Änderungen sind vom Rechtsausschuss insoweit einmütig so vorgenommen worden. Einmütig heißt, dass keine Bedenken gegen den jeweiligen Vorschlag erhoben worden sind.
Die kleinen Änderungen in Teil 3 des Gesetzes, dem Bischofswahlgesetz sind wiederum rein redaktioneller Art.

Der Teil 4 des Gesetzes, die Kirchengemeindeordnung, musste, wie angekündigt noch einmal insgesamt redaktionell überarbeitet werden. Dabei war die Entscheidung zu berücksichtigen den Begriff Gemeindeglieder nur für Mitglieder einer Kirchengemeinde zu verwenden. Das hat die Lesbarkeit deutlich verbessert.

Die Änderung in § 9 hat der Rechtsausschuss vorgenommen, weil er die Anstaltsgemeinde für eine voll gültige Gemeinde hält, die selbstverständlich neue Mitglieder durch Taufe gewinnen kann. Die Aufnahme eines Täuflings dessen Eltern beide Gemeindeglieder der Anstaltsgemeinde sind in die Ortsgemeinde auf deren Gebiet die Anstaltsgemeinde liegt mit anschließender Umgemeindung erscheint merkwürdig und gekünstelt und würde den Status der Anstaltsgemeinde als echte Kirchengemeinde in Frage stellen.
Die Änderung in § 14 Abs. 1 ist die direkte Übernahme des Verfassungstextes. Die Streichung des letzten Satzes hatte nur redaktionelle Bedeutung, weil dieser Satz in der bisherigen Fassung des Gesetzes keinen normativen Gehalt hatte. Die jetzt von der Gemeinsamen Kirchenleitung vorgeschlagene Änderung ist eine inhaltliche Entscheidung, die man selbstverständlich so treffen kann, die aber keineswegs zwingend ist. Hier sollte die Synode entscheiden.

Mit dem neuen letzten Satz in § 17 Absatz 1 haben wir den während der zweiten Lesung in Aussicht gestellten Kompromiss verwirklicht, der den Theologischen Ausschuss zur Rücknahme seines Änderungsantrages zur Verfassung bewogen hat .Die jetzige Fassung erlaubt es den Gemeinden die einzelnen Mitglieder des Kirchengemeinderates nach Herkommen als Kirchenälteste oder Kirchenvorsteher zu bezeichnen. 
Die Streichung von § 17 Abs. 3 ergibt sich zwingend, weil die bisherige Vorschrift familienfeindlich und Diskriminierend gegenüber der Ehe war. Der Rechtsausschuss hat eine Vielzahl von anderen Vorschlägen überprüft, die nicht diskriminierend wären, indem auf Lebensgemeinschaften oder ähnliche Anknüpfungspunkte abgestellt wird. Das alles wäre aber kaum rechtlich eindeutig zu formulieren gewesen und hätte zu außerordentlich unschönen Abgrenzungsproblemen im Einzelfall geführt. Der jetzige Vorschlag ist einfach und in keinem Fall diskriminierend. Er hat weiter den Vorteil, dass er den Wählerwillen nicht einschränkt. 
Die Änderung in § 19 passt die Vorschrift dem Wortlaut der Verfassung an.

Alle weiteren Änderungen bis zu § 47 sind rein redaktioneller Art.

Die Änderung in § 47 war erforderlich, weil die Verfassung eine Entscheidung über die Anzahl der Kirchengemeinderatsmitglieder und die Festlegung der Wahlbezirke durch Satzung nicht vorsieht, sondern einen konkreten Beschluss vor jeder Wahl verlangt.

Die Änderungen in § 48 sind Folge der Beschlüsse in der zweiten Lesung.
In § 52 ist Absatz 1 in Übernahme des Artikels 15 der Verfassung die Fortbildung aufgenommen worden. Allerdings war der Rechtsausschuss der Meinung, dass ein Kirchengemeinderat bzw. eine Kirchengemeinde überfordert ist, wenn sie selbst für die Ausbildung zu sorgen haben. Sie sollen nur die Pflicht haben, darauf zu achten, dass entsprechende Fortbildungsangebote bekannt gemacht und die Teilnahme an solchen Veranstaltungen bewusst gefördert wird. In Absatz 2 ist die Vorschrift etwas entschärft worden, weil der Rechtsausschuss der Meinung war, dass es nicht sinnvoll sein kann jeden Mitarbeiter in einem Gottesdienst ausdrücklich in sein Amt einzuführen. Das könnte bei großen Kirchengemeinden mit sehr vielen hauptamtlichen und ehrenamtlichen Mitarbeitern zu einer Überbelastung und Störung der gottesdienstlichen Praxis führen.
Die Änderung in § 54 Absatz 2 dient der Klarstellung, was gemeint war.

Die Neuformulierung des § 61 dient ebenfalls nur der Klarstellung und soll verdeutlichen das bei alle Entscheidungen des Kirchengemeinderates die finanzielle Verantwortung für alle kirchengemeindlichen Tätigkeitsfelder zu beachten ist.
Die Ergänzung in § 77 Absatz 3 entspricht der Praxis in vielen Kirchengemeindeverbänden, einen hauptamtlichen Geschäftsführer u bestellen. Das sollte nicht verhindert werden.

Alle weiteren Änderungen sind Folgeänderungen zu den entsprechenden Änderungen in der Verfassung.

Die Änderungen in Teil 5 sind auch wieder nur rein redaktioneller Art und dienen nur zur Anpassung an die übrige redaktionelle Überarbeitung.

Teil 6 ist zwar neu, aber eigentlich nur die Neufassung des bisherigen letzten Abschnittes von Teil 1. Bisher war nur vorgesehen, dass das Bischofswahlgesetz und die Berufung des Bischofswahlausschusses vorzeitig in Kraft treten. Wenn die Änderung in § 23 ihren Zweck erfüllen soll,  muss auch dieser Paragraph vorzeitig in Kraft treten. Dass § 41 Abs. 3 nur Sinn macht, wenn er auch vorzeitig in Kraft tritt ergibt sich aus der Vorschrift selbst.

Die Problematik des vorzeitigen Inkrafttretens ist im Rechtsausschuss ausführlich diskutiert worden. Sie ist im Fall einer Kirchenfusion in gleicher Weise zulässig, wie sie im staatlichen Bereich bei der Neuschaffung von Körperschaften zur Vorbereitung als notwendig und zulässig angesehen wird. Durch die Verkündung in allen drei Amtsblättern ist auch die Bekanntmachung im gesamten zukünftigen Kirchengebiet gesichert. Da der Termin des vorzeitigen Inkrafttretens noch ungewiss ist, muss er in den Amtsblättern bekannt gemacht werden.
Damit man Verfassung und Einführungsgesetz und die Termine des Inkrafttretens der Vorschriften auch in den Verlautbarungen der neuen Kirche insbesondere in ihrem Amtsblatt findet, werden beide Gesetze und der Zeitpunkt des Inkrafttretens auch im Amtsblatt der Neuen Kirche verkündet. .Der Rechtsausschuss hofft, dass er zu gegebener Zeit dieses Amtsblatt der Neuen Kirche in Händen halten wird. Er empfiehlt Ihnen mit diesem Gesetz die Neue Kirche auf den Weg zu bringen. 
Dr. Henning von Wedel
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